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Einsicht in die Gesundheitsdaten von Angehörigen 
Sachverhalt

Die unverheiratete Frau X ist verstorben. Als einzige gesetzliche Erbin hinterliess sie ihre 12jährige Tochter. Gestützt auf Art. 298 Abs. 2 ZGB und Art. 368 ZGB hat die VB für die Tochter einen Vormund bestellt. Die Tochter war im Alter von drei Monaten in einer Pflegefamilie platziert worden, wo sie bis heute lebt. Sie hatte regelmässige, wenn auch nicht sehr intensive Kontakte zu ihrer Mutter.

Frau X litt jahrelang unter psychischen Problemen und wurde deswegen ärztlich behandelt. Nach dem Tod gelangte der Vater von Frau X an die VB. Er teilt mit, dass seine Tochter sehr unerwartet und plötzlich gestorben sei. Seine Tochter sei intensiv durch Fachärzte der Psychiatrie und der inneren Medizin begleitet worden, weshalb ihr plötzlicher Tod Fragen aufwerfe. Diese Fragen könnten nur beantwortet werden, wenn er das Recht erhalte, in die Akten der medizinischen Leistungsträger Einsicht zu erhalten. Er beabsichtige eine neutrale Stelle zu beauftragen, die im Raum stehenden Fragen rund um den Tod seiner Tochter abklären zu lassen. Er sei orientiert worden, dass nur die Erben (und somit nur seine 12jährige Enkelin) das Recht zur Einsicht in medizinische Akten hätten. Er beantragte daher bei der Vormundschaftsbehörde (weil seine Enkelin unter Vormundschaft steht) für sich als Vater der Verstorbenen die "Erlaubnis zur Einsicht und Überprüfung aller medizinischen Unterlagen und Berichte über seine verstorbene Tochter".

Die Vormundschaftsbehörde hat anschliessend in einem Brief an den Vater der Verstorbenen mitgeteilt, dass sie keine Grundlage für eine solche Zustimmung sehe, nachdem seitens der 12jährigen Tochter der Verstorbenen kein solches Begehren vorliege. Der Gesuchsteller ist nun mit dieser Antwort nicht einverstanden und vertritt die Auffassung, dass ihm dieses Recht von der VB nicht verweigert werden könne.

Fragen:

1. Wie ist die grundsätzliche Rechtslage betreffend Einsicht in solche medizinische Akten und wo ist sie gesetzlich geregelt?

2. Ist die Auffassung richtig, dass die VB keine Grundlage hat, dem Vater der Verstorbenen namens der unmündigen Erbin eine solche Zustimmung zu erteilen?

3. Wie würde es aussehen, wenn die 12jährige Erbin ein solches Einsichtsrecht ihres Grossvaters wünschen würde (Hinweis: die Tochter hat sich bisher nie zu dieser Frage geäussert und es ist auch nichts bekannt, wonach sie Fragen nach der Todesursache ihrer Mutter gestellt hat)? 

4. Wäre eine solche Abklärung der Todesursache im Interesse des Kindes wichtig, wenn seitens des Kindes bisher keine diesbezüglichen Fragen gestellt wurden?

Erwägungen
1. Gemäss Art. 321 Strafgesetzbuch stehen Geistliche, Rechtsanwälte, Verteidiger, Notare, nach Obligationenrecht zur Verschwiegenheit verpflichtete Revisoren, Ärzte, Zahnärzte, Apotheker, Hebammen sowie ihre Hilfspersonen, die ein Geheimnis offenbaren, das ihnen infolge ihres Berufes anvertraut worden ist, oder das sie in dessen Ausübung wahrgenommen haben, unter dem Berufsgeheimnis. Sie werden, auf Antrag, mit Gefängnis oder mit Busse bestraft. 

Der Täter ist nicht strafbar, wenn er das Geheimnis auf Grund einer Einwilligung des Berechtigten oder einer auf Gesuch des Täters erteilten schriftlichen Bewilligung der vorgesetzten Behörde oder Aufsichtsbehörde offenbart hat.  Vorbehalten bleiben die eidgenössischen und kantonalen Bestimmungen über die Zeugnispflicht und über die Auskunftspflicht gegenüber einer Behörde.


2. Das Patientenverhältnis zwischen der verstorbenen Mutter und deren Ärzten hängt davon ab, ob es sich um eine öffentliche Klinik oder um einen Privatarzt beziehungsweise eine Privatklinik gehandelt hat. Bei öffentlichen Kliniken gilt in Bezug auf den Datenschutz öffentliches und damit kantonales Recht, bei privaten Patientenverhältnissen gilt das eidgenössische Datenschutzgesetz (BGE 122 I 153). Ich gehe hier von einem privaten Patientenverhältnis aus, das jeweilige kantonale Datenschutzrecht wird die Frage in der Regel aber nicht anders lösen (z.B. § 10 und 12 luzernisches Datenschutzgesetz).

3. Zwar erlaubt die eidgenössische Datenschutzverordnung in Art. 1 Abs. 7, dass Auskunft über Daten von verstorbenen Personen verlangt werden dürfe, wenn der Gesuchsteller ein Interesse an der Auskunft nachweist und keine überwiegenden Interessen von Angehörigen der verstorbenen Person oder von Dritten entgegenstehen. Nahe Verwandtschaft sowie Ehe mit der verstorbenen Person begründen ein Interesse. Diese Ermächtigung bezieht sich aber nicht unbesehen auf Daten, welche dem qualifizierten Schutz gemäss Art. 320 StGB (Amtsgeheimnis) oder 321 StGB (Berufsgeheimnis) unterliegen. Art. 9 Datenschutzgesetz behält diese Einschränkungen ausdrücklich vor. In einem unveröffentlichter Bundesgerichtsentscheid vom 26. April 1995 wurde festgehalten, dass ein Sohn keinen Anspruch auf direkten Einblick in die Krankengeschichte seiner im Spital verstorbenen Mutter hat. 


4. Das Kind hat ebenso wenig oder ebenso viel Einfluss auf die Herausgabe von Gesundheitsdaten über seine Mutter wie der Grossvater, weil grundsätzlich nur die Patientin selbst ihre Einwilligung erteilen kann, sei dies ausdrücklich, sei es, dass aufgrund aller Umstände angenommen  werden darf, sie sei damit einverstanden (was immer dann zutrifft, wenn die Patientin die Angehörigen eng in die medizinische Betreuung und Entscheidfindung einbezogen hat). Möglicherweise hat sich die fragliche Klinik in Anlehnung an Art. 1 Abs. 7 DSV auf den Standpunkt gestellt, die Tochter beziehungsweise deren gesetzlicher Vertreter (der Kompetenzbereich der Vormundschaftsbehörde fällt hier ausser Betracht, vergl. Art. 421 und 422 ZGB) könne bei der Entscheidung über die Frage mitwirken, ob überwiegende Interessen von Angehörigen der Datenherausgabe entgegenstehen. Hier könnte der Vormund des Kindes sich mit Fug und Recht auf den Standpunkt stellen, es bestehe kein Interesse an einer weiteren Forschung in der Intimsphäre der Mutter. Falls der Vater Grund zur Annahme hat, es sei eine strafbare Tat begangen worden, kann er eine Strafanzeige einleiten, und bei Zweifel an einer fachmännisch hinreichenden Betreuung gegebenenfalls einen Vertrauensarzt mit der Begutachtung beauftragen. Einem Spezialarzt dürfte zu diesem Zweck Einblick erteilt werden. Die Frage ist bloss, was das Ziel der ganzen Sache sei. Letztlich muss aber das medizinisch verantwortliche Personal darüber entscheiden, ob es die Daten herausgeben wolle und könne, wobei gegen deren Entscheid die gesetzlich zustehenden (je nach dem kantonalen oder eidgenössischen) Rechtsmittel ergriffen werden können. Das wäre dann Sache des Grossvaters.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar, Ligerz, 26.5.2006
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